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Land Berlin, soweit nicht der Regelungsbereich des Kinderta-
gesförderungsgesetzes vom 23. Juni 2005 (GVBl. S. 322), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2017 
(GVBl. S. 702) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung betroffen ist, dessen Regelungen unberührt bleiben. Es 
enthält insbesondere Vorgaben zur Stärkung der Jugendarbeit 
und zur Förderung der Beteiligung und Demokratiebildung jun-
ger Menschen im Rahmen der Jugendarbeit.“

4. Die Überschrift des Zweiten Abschnitts wird wie folgt gefasst:
„Zweiter Abschnitt 

Jugendarbeit und Demokratiebildung junger Menschen“
5. § 6 wird wie folgt gefasst:

„§ 6 
Grundsätze der Jugendarbeit

(1) Jugendarbeit nach § 11 des Achten Buches Sozialgesetz-
buch ist ein eigenständiger Sozialisations- und Bildungsbereich. 
Sie umfasst die ganzheitliche Förderung junger Menschen durch 
Angebote der Jugendhilfe sowie durch die selbst organisierten 
Angebote der Jugendverbände im Sinne des § 7.

(2) Jugendarbeit verfolgt ihre Ziele durch eine Vielfalt von
Inhalten, Methoden, Angebotsformen und Trägerstrukturen.

(3) Jugendarbeit bietet Raum für das Erproben von Rollen
und Identitäten. Sie ermöglicht und gestaltet Beteiligungspro-
zesse mit jungen Menschen.

(4) Jugendarbeit ist lebensweltorientiert und bezieht sich auf
die sozialen Räume der jungen Menschen. Die Träger der Ju-
gendhilfe arbeiten mit den anderen in der jeweiligen lokalen So-
zialisations- und Bildungslandschaft tätigen Behörden, Trägern 
und Personen zusammen.

(5) Die Träger der Jugendhilfe arbeiten bei der Entwicklung
und Ausgestaltung ihrer Angebote der Jugendarbeit mit Schulen 
zusammen und bringen sich als eigenständige Partner in die Ko-
operation nach § 5 des Schulgesetzes vom 26. Januar 2004 
(GVBl. S. 26), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom  
9. April 2019 (GVBl. S. 255) geändert worden ist, in der jeweils
geltenden Fassung ein.

(6) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe hat das ehrenamt-
liche Engagement als Bestandteil und Ziel von Jugendarbeit an-
zuregen und zu fördern.

(7) Angebote der Jugendarbeit sind an das Lebensalter und die 
zunehmende Verselbstständigung junger Menschen angepasst 
bereitzustellen.

(8) Jugendarbeit leistet wesentliche Beiträge zur Selbstposi-
tionierung und Verselbstständigung junger Menschen. Sie wirkt 
präventiv in Bezug auf Benachteiligungen und Gefährdungen.

(9) Jugendarbeit ist inklusiv und trägt dazu bei, das Recht al-
ler jungen Menschen auf gleichberechtigte Teilhabe zu gewähr-
leisten.“

6. Nach § 6 werden die folgenden §§ 6a bis 6c eingefügt:

„6a 
Ziele der Jugendarbeit

Jugendarbeit dient insbesondere der Demokratiebildung jun-
ger Menschen. Sie zielt darauf ab,

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Gesetzes zur Ausführung 

des Kinder- und Jugendhilfegesetzes
Das Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 27. April 2001 (GVBl. 
S. 134), das zuletzt durch Artikel XII des Gesetzes vom 15. Dezember 
2010 (GVBl. S. 560) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfe- 
gesetzes und zur Förderung der Beteiligung und 

Demokratiebildung junger Menschen 
(Jugendhilfe- und Jugendfördergesetz – AG KJHG)“

2. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
a) Die Angabe zum Zweiten Abschnitt wird wie folgt gefasst:

„Zweiter Abschnitt
Jugendarbeit und Demokratiebildung junger Menschen“

b) Die Angabe zu § 6 wird wie folgt gefasst:
„§ 6  Grundsätze der Jugendarbeit“

c) Nach der Angabe zu § 6 werden folgende Angaben zu den
§§ 6a bis 6c eingefügt:
„§ 6a  Ziele der Jugendarbeit
§ 6b  Schwerpunkte der Jugendarbeit
§ 6c  Angebotsformen der Jugendarbeit“

d) Die Angabe zu § 8 wird wie folgt gefasst:
„§ 8  (weggefallen)“

e) Die Angabe zu § 14 wird wie folgt gefasst:
„§ 14  Schulbezogene Jugendsozialarbeit“

f) Die Angaben zum Neunten Abschnitt werden wie folgt gefasst:
„Neunter Abschnitt 
Gesamtverantwortung, Jugendhilfeplanung
§ 41  Gesamtverantwortung und Gewährleistungsver-

pflichtung
§ 42 Bezirkliche Jugendhilfeplanung
§ 43 Gesamtjugendhilfeplanung
§ 43a  Jugendförderpläne auf Bezirks- und Landesebene
§ 44 Kinder- und jugendpolitische Leitlinien
§ 45  Koordination der Jugendhilfeplanung mit anderen

Planungen
§ 46  Sicherung des Raum- und Flächenbedarfs für die Ju-

gendhilfe“
g) Die Angabe zu § 48 wird wie folgt gefasst:

„§ 48  Finanzierung der Jugendarbeit“
3. § 1 wird wie folgt gefasst:

„§ 1 
Zweck des Gesetzes

Dieses Gesetz dient der Ausführung des Achten Buches So-
zialgesetzbuch. Es regelt das Nähere über Inhalt und Umfang 
der Leistungen und Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe im 

Zweites Gesetz
zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Kinder-und Jugendhilfegesetzes – 
Gesetz zur Förderung der Beteiligung und Demokratiebildung junger Menschen 

(Jugendförder- und Beteiligungsgesetz)
Vom 3. Juli 2019
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Verstehen ökologischer und technischer Zusammenhänge 
fördert;

9. die internationale Jugendarbeit, die der internationalen Ver-
ständigung, dem Verständnis anderer Länder und Kulturen
sowie einem partnerschaftlichen Zusammenleben dient.

§ 6c
Angebotsformen der Jugendarbeit

(1) Angebote der Jugendarbeit sind insbesondere in den fol-
genden fünf Angebotsformen vorzuhalten:
1. standortgebundene offene Jugendarbeit,
2. standortungebundene offene Jugendarbeit,
3. Erholungsfahrten und -reisen, internationale Begegnungen,
4. Unterstützung der Beteiligung von jungen Menschen,
5. gruppenbezogene, curricular geprägte Jugendarbeit.

(2) Die für Jugend und Familie zuständige Senatsverwaltung
hat im Benehmen mit den Jugendämtern der Bezirke für die in 
Absatz 1 Nummer 1 bis 5 genannten Angebotsformen der Ju-
gendarbeit Fachstandards bezogen auf die Qualität („Fachstan-
dard Qualität“) und bezogen auf den Umfang („Fachstandard 
Umfang“) zu entwickeln und zu beschreiben. Der „Fachstan-
dard Qualität“ bildet die regelhaften Ausstattungsstandards in 
personeller und sächlicher Hinsicht für die Angebotsformen der 
Jugendarbeit ab. Es ist in geeigneter Weise sicherzustellen, dass 
er bei der Ausgestaltung der Angebotsformen berücksichtigt 
wird. Der „Fachstandard Qualität“ wird mit einem Rundschrei-
ben bekannt gegeben. Der „Fachstandard Umfang“ bildet den 
Umfang an Angeboten im Land Berlin ab, mit dem für jede der 
in Absatz 1 Nummer 1 bis 5 genannten Angebotsformen die De-
ckung des einwohnerbezogenen Bedarfs sichergestellt werden 
soll. Er wird durch Rechtsverordnung nach Absatz 4 festgesetzt.

(3) Der für den „Fachstandard Umfang“ maßgebliche einwoh-
nerbezogene Bedarf wird durch Richtwerte zur Bedarfsdeckung 
in Form von prozentualen Bedarfsdeckungsquoten ausgewiesen. 
Dem unterschiedlichen Bedarf entsprechend sind hierbei ver-
schiedene Altersgruppen zu bilden und auf die einzelnen Alters-
gruppen bezogene Bedarfsdeckungsquoten zu bestimmen. Bei 
jeder der in Absatz 1 Nummer 1 bis 5 genannten Angebotsfor-
men sollen junge Menschen in der Altersgruppe von 21 bis unter 
27 Jahren mit einem angemessenen Anteil berücksichtigt wer-
den. Die Richtwerte sind durch die für Jugend und Familie zu-
ständige Senatsverwaltung im Benehmen mit den Jugendämtern 
der Bezirke sowie im Einvernehmen mit der für Finanzen zu-
ständigen Senatsverwaltung einmal in jeder Wahlperiode unter 
Beteiligung junger Menschen zu überprüfen und bei Bedarf an-
zupassen. Der Landesjugendhilfeausschuss ist anzuhören.

(4) Die für Jugend und Familie zuständige Senatsverwaltung
hat den nach Absatz 3 für das Land Berlin ermittelten „Fach-
standard Umfang“ einschließlich der Richtwerte nach Absatz 3, 
den Anteil der durch die für Jugend und Familie zuständige Se-
natsverwaltung vorzuhaltenden Angebote sowie das Nähere 
zum Verfahren der Überprüfung der Richtwerte durch Rechts-
verordnung festzulegen.

(5) Die Rechtsverordnung nach Absatz 4 wird zwei Jahre
nach ihrem Inkrafttreten evaluiert. Gegenstand der Evaluation 
soll insbesondere die zweckentsprechende Verwendung der ge-
mäß § 48 Absatz 1 bereitgestellten Mittel sein.“

7. § 8 wird aufgehoben.
8. § 9 wird wie folgt gefasst:

„§ 9 
Gesamtstädtische Angebote und Einrichtungen

Die für Jugend und Familie zuständige Senatsverwaltung be-
treibt oder fördert Einrichtungen, Projekte und andere Maßnah-
men, soweit sie von gesamtstädtischer Bedeutung sind 
oder den Bedarf eines einzelnen Bezirkes übersteigen. Dazu 
zählen insbesondere Jugendbildungsstätten, Jugendherbergen 

1. junge Menschen zu eigenverantwortlichem gesellschaftli-
chem und politischem Handeln zu befähigen und Selbstor-
ganisation, soziale Verantwortung und die aktive Mitwir-
kung an der Gestaltung ihrer Lebenswelt zu fördern;

2. Ehrenamtlichkeit von jungen Menschen und die gegenseiti-
ge Unterstützung anzuregen;

3. Beteiligung, Mitbestimmung und Teilhabe bei der Gestal-
tung der Angebote der Jugendarbeit und anderer Lebensbe-
reiche der jungen Menschen zu fördern;

4. Toleranz gegenüber unterschiedlichen Weltanschauungen,
Glaubensbekenntnissen, sexuellen Orientierungen und kul-
turellen Prägungen zu fördern und die Fähigkeit zur selbst-
bestimmten Überprüfung von Meinungen und Werturteilen
anzuregen;

5. auf die Gleichstellung von jungen Menschen aller Ge-
schlechter und aller sexuellen Lebensweisen hinzuwirken,
zum Abbau von Geschlechterstereotypen beizutragen, die
kritische Auseinandersetzung mit geschlechtsbezogenen
Rollenzuschreibungen zu ermöglichen und die Akzeptanz
der selbstbestimmten Geschlechtsidentität und des individu-
ellen Geschlechtsausdrucks zu fördern;

6. junge Menschen zu befähigen, Konflikte gewaltfrei auszu-
tragen und zu lösen;

7. die digitale Teilhabe junger Menschen zu fördern und sie zu
befähigen, Risiken und Gefahren im Umgang mit Medien zu 
erkennen;

8. die Entscheidungs- und Mitwirkungsfähigkeiten junger
Menschen insbesondere in Bezug auf die demokratische Ge-
staltung Europas unter anderem durch vielfältige internatio-
nale Begegnungen zu fördern.

§ 6b
Schwerpunkte der Jugendarbeit

Schwerpunkte der Jugendarbeit sind insbesondere
1. die politische und soziale Bildung, die das Interesse an poli-

tischer Bildung frühzeitig fördert, junge Menschen zu kriti-
scher Beurteilung politischer Vorgänge und aktiver Mitge-
staltung befähigt und so zur Persönlichkeitsentwicklung
beiträgt;

2. die Beteiligung von jungen Menschen, die junge Menschen
zur Mitwirkung an der Gestaltung ihrer Lebenswelt anregt
und sie bei der Vertretung ihrer Interessen, Bedürfnisse und
Anliegen unterstützt;

3. die interkulturelle Jugendarbeit, die das Verständnis unter-
schiedlicher Kulturen, Traditionen und biografischer Prä-
gungen fördert und die Teilhabe von jungen Menschen mit
Zuwandererbiografien an der Gesellschaft unterstützt;

4. die geschlechterreflektierte Jugendarbeit, die zur Förderung
von Geschlechtergerechtigkeit beiträgt;

5. die kulturelle Jugendbildung, die durch Angebote zur Förde-
rung der Kreativität, der Ausdrucksfähigkeit und Gestaltung
in allen kulturellen Bereichen zur Persönlichkeitsentwick-
lung beiträgt und die Teilnahme am kulturellen Leben der
Gesellschaft fördert;

6. die sportorientierte Jugendarbeit, die durch ihre gesundheit-
lichen, erzieherischen und sozialen Funktionen mit Sport,
Spiel und Bewegung zur Persönlichkeitsentwicklung junger
Menschen beiträgt;

7. die medienbezogene Jugendarbeit, die die Aneignung von
Medienkompetenz, insbesondere die Fähigkeit zum kreati-
ven Umgang und zur kritischen Auseinandersetzung mit den 
Inhalten, den Strukturen und der Nutzung von Medien för-
dert;

8. die naturkundliche und technische Bildung, die Raum für
unmittelbare Erfahrungen mit der Natur bietet sowie ihre
Wahrnehmung mit allen Sinnen und das Erkunden und das
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und Modellprojekte sowie Veröffentlichungen und Untersu-
chungen zur Weiterentwicklung der Jugendarbeit.“

9. § 10 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Im Wortlaut wird das Wort „soll“ durch das Wort „ist“
ersetzt und werden die Wörter „gewährt werden“ durch 
die Wörter „zu gewähren“ ersetzt.

bb) Folgender Satz wird angefügt:
„Ein Sonderurlaub darf nur dann verweigert werden, 
wenn dem Antrag ein zwingendes betriebliches Interesse 
entgegensteht.“

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
„Ein Anspruch auf Lohnfortzahlung besteht nur bei arbeits- 
oder tarifvertraglichen Vereinbarungen oder entsprechenden
Betriebsvereinbarungen.“

c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:
„(3) Die Regelung soll zwei Jahre nach Inkrafttreten eva-

luiert werden.“
d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.

10. § 14 wird wie folgt geändert:
a) In der Überschrift werden die Wörter „Jugend- und“ gestri-

chen.
b) Absatz 1 wird aufgehoben.
c) Die Absätze 2 und 3 werden die Absätze 1 und 2 und in dem

neuen Absatz 2 werden die Wörter „vom 26. Januar 2004
(GVBl. S. 26) in der jeweils geltenden Fassung“ gestrichen.

11. § 37 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Der Landesjugendhilfeausschuss befasst sich mit den

Aufgaben der Jugendhilfe, die gemäß § 33 Absatz 1 Satz 2 der
für Jugend und Familie zuständigen Senatsverwaltung (Landes-
jugendamt) obliegen. Er hat im Rahmen der vom Abgeordneten-
haus bereitgestellten Mittel und der von ihm gefassten Beschlüs-
se Beschlussrecht in den in § 85 Absatz 2 des Achten Buches
Sozialgesetzbuch genannten Angelegenheiten der Jugendhilfe,
mit Ausnahme der laufenden Geschäfte.“

12. § 38 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Nummer 7 wird folgende Nummer 8 eingefügt:
„8.  einen Vertreter oder eine Vertreterin einer Organisa-

tion zur Vertretung der Interessen von lesbischen, 
schwulen, bisexuellen sowie trans- und interge-
schlechtlichen Kindern und Jugendlichen,“

bb) Die bisherigen Nummern 8 bis 10 werden die Nummern 
9 bis 11.

b) In Absatz 8 werden die Wörter „Absatz 3 Nr. 1 bis 7 und 10“ 
durch die Wörter „Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 bis 8 und 11“
ersetzt.

13. Nach § 40 wird im Neunten Abschnitt folgender § 41 eingefügt:

„§ 41 
Gesamtverantwortung und 

Gewährleistungsverpflichtung
(1) Die Jugendämter der Bezirke und die für Jugend und Fa-

milie zuständige Senatsverwaltung nehmen ihre Gesamtverant-
wortung nach § 79 Absatz 1 des Achten Buches Sozialgesetz-
buch gemäß der in § 33 Absatz 1 Satz 2 genannten Zuständig-
keitsverteilung wahr. Im Rahmen der nach § 79 Absatz 2 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch bestehenden Planungsverant-
wortung und Gewährleistungsverpflichtung hat die für Jugend 
und Familie zuständige Senatsverwaltung durch Standardvorga-
ben darauf hinzuwirken, dass die Einrichtungen und Dienste der 
Kinder- und Jugendhilfe so ausgestattet werden, dass sie geeig-
net sind, ihr Leistungsziel zu erreichen.

(2) Die für Jugend und Familie zuständige Senatsverwaltung
hat darauf hinzuwirken, dass die der Jugendhilfe zur Verfügung 
gestellten Haushaltsmittel ein Höchstmaß an Wirksamkeit für 
die Erfüllung der Aufgaben nach dem Achten Buch Sozialge-
setzbuch und diesem Gesetz erzielen können. Dazu ist nach dem 
Grundsatz der Wirtschaftlichkeit die günstigste Relation zwi-
schen dem verfolgten Zweck und den einzusetzenden Mitteln 
anzustreben. Durch ständige Soll-Ist-Vergleiche sowie Einrich-
tung eines Verfahrens der Erfolgskontrolle ist für einen effizien-
ten und effektiven Einsatz der Haushaltsmittel zu sorgen.

(3) Die für Jugend und Familie zuständige Senatsverwaltung
ist zu einer perspektivischen Personalbedarfsplanung verpflich-
tet. Dazu gehören auch die erforderlichen Maßnahmen zur lang-
fristigen Absicherung der notwendigen Ausstattung mit geeig-
netem Fachpersonal.

(4) Bei erheblichen Bedarfsänderungen in einzelnen Leis-
tungsbereichen der Bezirke koordiniert die für Jugend und Fa-
milie zuständige Senatsverwaltung die erforderlichen Maßnah-
men zu einem bereichs- und bezirksübergreifenden Personalaus-
gleich. Sie stimmt diese Maßnahmen mit den Bezirken ab.

(5) Zum Zwecke der Sicherung der Gewährleistungsver-
pflichtung ist die für Jugend und Familie zuständige Senatsver-
waltung befugt, die für ein Fach- und Finanzcontrolling notwen-
digen Daten bei den Jugendämtern zu erheben. Das betrifft ein-
zelfallbezogene Fach- und Kostendaten zur Hilfeleistung, wobei 
personenbezogene Angaben pseudonymisiert sein müssen.“

14. Der bisherige § 41 wird § 42 und in Absatz 2 Satz 1 wird die
Angabe „(§ 42)“ durch die Angabe „(§ 43)“ ersetzt.

15. Der bisherige § 42 wird § 43 und wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe „§ 41 Abs. 1 Satz 4“

durch die Angabe „§ 42 Absatz 1 Satz 4“ ersetzt.
b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 41 Abs. 4“ durch die

Angabe „§ 42 Absatz 4“ ersetzt.
16. Nach dem neuen § 43 wird folgender § 43a eingefügt:

„§ 43a 
Jugendförderpläne auf Bezirks- 

und Landesebene
(1) Es sind Jugendförderpläne auf Bezirks- und Landesebene

aufzustellen. Sie dienen der jeweiligen Fachplanung und -steue-
rung der Angebote der Jugendarbeit.

(2) Die Jugendämter der Bezirke weisen zu jeder in § 6c Ab-
satz 1 Nummer 1 bis 5 genannten Angebotsform den Bestand 
und den Bedarf an Jugendarbeit, den Anteil der durch die für 
Jugend und Familie zuständige Senatsverwaltung vorzuhalten-
den Angebote, die Umsetzung des „Fachstandards Qualität“, 
den nach § 6c jeweils sicherzustellenden „Fachstandard Um-
fang“ und die jeweils dafür vorgesehenen finanziellen Mittel in 
bezirklichen Jugendförderplänen aus. Die bezirklichen Jugend-
förderpläne sind eigenständiger Teil der Jugendhilfeplanung 
nach § 42. Abweichend von § 42 Absatz 1 Satz 4 und Absatz 2 
Satz 2 werden die bezirklichen Jugendförderpläne auf Vorschlag 
der Verwaltung des Jugendamtes im Jugendhilfeausschuss er-
örtert und beschlossen und sind alle vier Jahre fortzuschreiben.

(3) Die für Jugend und Familie zuständige Senatsverwaltung
weist den Bestand und den Bedarf an gesamtstädtischen, über-
bezirklichen Angeboten der Jugendarbeit auf Landesebene so-
wie die für die jeweiligen Angebote vorgesehenen finanziellen 
Mittel in einem Landesjugendförderplan aus. Der Landesju-
gendförderplan ist eigenständiger Teil der Gesamtjugendhilfe-
planung nach § 43. Abweichend von § 43 Absatz 1 Satz 3 ist der 
Landesjugendförderplan alle vier Jahre fortzuschreiben.

(4) Jugendförderpläne auf Bezirks- und Landesebene sichern
1. die Entwicklung von bedarfsgerechten und aufeinander ab-

gestimmten Strategien und Maßnahmen für die bezirklichen
sowie für die gesamtstädtischen, überbezirklichen Angebote
der Jugendarbeit,
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staltung von Jugendhilfeeinrichtungen fest. Auf der Grundlage 
der Gesamtjugendhilfeplanung sind der Bestand und der Bedarf 
an sozialer Infrastruktur für die Jugendhilfe in Stadtentwick-
lungsplänen nach § 4 Absatz 1 des Gesetzes zur Ausführung des 
Baugesetzbuchs in der Fassung der Bekanntmachung vom  
7. November 1999 (GVBl. S. 578), das zuletzt durch Artikel 1
des Gesetzes vom 6. Dezember 2017 (GVBl. S. 664) geändert
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung darzustellen und
regelmäßig fortzuschreiben.“

20. Nach § 47 wird folgender § 48 eingefügt:

„§ 48 
Finanzierung der Jugendarbeit

(1) Gemäß seiner Gewährleistungsverpflichtung hat das Land
Berlin im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel 
die zur Einhaltung des „Fachstandards Umfang“ notwendigen 
finanziellen Mittel bereitzustellen.

(2) Die Bezirke haben dabei unter Berücksichtigung der durch 
die für Jugend und Familie zuständige Senatsverwaltung vorge-
haltenen Angebote sicherzustellen, dass der „Fachstandard Um-
fang“ angewandt wird. § 47 bleibt unberührt.

(3) Bei Zuwendungen sind die erzielten Tarifabschlüsse in
Höhe der linearen Tarifsteigerungen zu berücksichtigen.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2020 in Kraft.

Berlin, den 3. Juli 2019

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r

2. die Verschränkung von bezirklicher und landesweiter Pla-
nung und Steuerung der Jugendarbeit in Berlin und

3. die Herstellung einer transparenten Übersicht über die be-
zirklichen sowie die gesamtstädtischen, überbezirklichen
Angebote der Jugendarbeit in Berlin.

(5) Die Erstellung der Jugendförderpläne auf Bezirks- und auf 
Landesebene erfolgt jeweils unter Beteiligung junger Menschen 
nach Maßgabe des § 5. Über die Ergebnisse der Beteiligung sind 
die jungen Menschen in geeigneter Form zu informieren. Bei 
der Erstellung des Landesjugendförderplans ist der Landesju-
gendhilfeausschuss anzuhören.

(6) Die für Jugend und Familie zuständige Senatsverwaltung
hat das Nähere über Aufbau und Struktur der Jugendförderpläne 
auf Bezirks- und Landesebene, über das Verfahren ihrer Auf-
stellung, insbesondere auch bezüglich der erforderlichen Betei-
ligungen, über die in den Jugendförderplänen auf Bezirks- und 
Landesebene vorzunehmenden Analysen, über die daraus abzu-
leitenden weiteren Planungen sowie über die Fortschreibung der 
Jugendförderpläne auf Bezirks- und Landesebene durch Rechts-
verordnung zu regeln.“

17. Die bisherigen §§ 43 und 44 werden die §§ 44 und 45.
18. Der bisherige § 45 wird aufgehoben.
19. § 46 wird wie folgt gefasst:

„§ 46 
Sicherung des Raum- und Flächenbedarfs 

für die Jugendhilfe
(1) Die Bezirksämter haben nach Maßgabe der Jugendhilfe-

planung dafür zu sorgen, dass rechtzeitig die erforderlichen 
Standorte und Freiflächen für Einrichtungen und Dienste der 
Jugendhilfe zur Verfügung stehen. Der Bedarf an Standorten 
und Freiflächen für die Jugendhilfe ist im Rahmen der Instru-
mente der Stadtentwicklung zu berücksichtigen und in der ver-
bindlichen Bauleitplanung festzusetzen.

(2) Die für Jugend und Familie zuständige Senatsverwaltung
setzt die Standards für den Flächenbedarf und die räumliche Ge-
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